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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

Bekanntgabe der Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bei Unterbleiben einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

Der Landkreis Rottweil hat eine Plangenehmigung für die Änderung der Oberflächenabdichtung 

der Deponie Finsterbach, Flst.-Nr. 2475, 2476, 2479 und 2480 in 78713 Schramberg beantragt. 

 

Für das Vorhaben war nach § 9 Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) sowie der Nummer 12.1 der Anlage 1 zum UVPG im 

Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung festzustellen, ob für das Vorhaben eine UVP-Pflicht 

besteht. 

 

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 

3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben 

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 

Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

 

Die Änderung der Oberflächenabdichtung der Deponie umfasst den Entfall der mineralischen 

Entwässerungsschicht (15 cm) sowie des Geotextils. Stattdessen wird die Mächtigkeit der 

Rekultivierungsschicht von 1,35m auf 1,50m erhöht. Die übrigen Komponenten der 

Oberflächenabdichtung bleiben unverändert. Es wurde ein gutachterlicher Nachweis erbracht, 

dass die hydraulische Leistungsfähigkeit auch bei Wegfall der mineralischen 

Entwässerungsschicht gegeben ist. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter 

Wasser und Boden sind daher nicht zu besorgen. Auf die Schutzgüter Luft und Klima sowie 

natürliche Ressourcen wirkt sich die Änderung positiv aus, da durch die Einsparung der 

mineralischen Entwässerungsschicht Materialbedarf und Transportwege reduziert werden. Die 
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zusätzliche Stärke der Rekultivierungsschicht kann durch Abraummaterial eines nahegelegenen 

Steinbruchs abgedeckt werden. Die übrigen Schutzgüter des UVPG sind durch die Änderung der 

Oberflächenabdichtung nicht betroffen. 

 

Das Regierungspräsidium Freiburg stellt als zuständige Behörde fest, dass für das beantragte 

Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben, die nach § 5 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Feststellung über den Entfall einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist.  

 

Diese Mitteilung gilt als Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG. 

 

Freiburg, den 24.07.2026 

Regierungspräsidium Freiburg 

 
 

 


